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Begründung und Antrag 

Begründung 

Legionellen können bei bestimmten Bedingungen über feinste Wassertröpfchen beziehungsweise 

Aerosole übertragen werden. Das Bundesamt für Gesundheit nennt neben sanitären Installationen 

ausdrücklich auch Kühltürme als mögliche Quelle von Legionellen-Aerosolen. Das BAG hält zu-

dem fest, dass es für den Schutz der Bevölkerung wichtig ist, Infektionsquellen rasch zu erkennen, 

um diese zu beseitigen und grössere Ausbrüche möglichst zu verhindern. 

Die bestehende bundesrechtliche Meldepflicht erfasst bereits Legionellose beziehungsweise posi-

tive laboranalytische Befunde von Legionella spp. Diese Meldepflicht dient der Überwachung von 

Erkrankungen und Infektionen. Sie stellt jedoch nicht sicher, dass die zuständigen Behörden im Er-

eignisfall rasch über die Standorte und Betreiber potenziell relevanter technischer Anlagen verfü-

gen. Kommt es zu einer Häufung von Legionellose-Erkrankungen, ist die rasche Identifikation 

möglicher Infektionsquellen von zentraler Bedeutung. Je schneller bekannt ist, welche relevanten 

Anlagen vorhanden sind und wer für deren Betrieb verantwortlich ist, desto gezielter können 
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epidemiologische Abklärungen, Kontrollen und gegebenenfalls notwendige Schutzmassnahmen 

eingeleitet werden. 

Die aktuelle Situation in Basel-Stadt hat die Bedeutung dieser Problematik erneut deutlich gemacht. 

Die Ereignisse zeigen, dass bei einem Ausbruch die Suche nach möglichen technischen Quellen 

eine erhebliche Herausforderung darstellen kann. Mit einer vorgängigen systematischen Erfassung 

relevanter Anlagen kann dabei wertvolle Zeit gewonnen werden und dadurch die Arbeit der zustän-

digen Gesundheitsbehörden wesentlich erleichtern. Der Bund regelt bereits die Meldepflicht für Le-

gionellose und positive Legionella-Befunde. Das Bundesrecht sieht damit eine Überwachung der 

Erkrankungen und Infektionen vor. Seit dem 1. Januar 2025 beträgt die Meldefrist für Legionella 

spp. 24 Stunden. Die systematische Erfassung der potenziellen technischen Quellen ist davon je-

doch zu unterscheiden. Das BAG weist in seinem aktuellen Leitfaden ausdrücklich darauf hin, dass 

Kühltürme eine mögliche Quelle für Legionellen-Aerosole darstellen 

Der Kanton Basel-Landschaft soll deshalb sicherstellen, dass die zuständigen Behörden im Ereig-

nisfall nicht zunächst aufwendig ermitteln müssen, welche relevanten Anlagen überhaupt existieren 

und wo sie sich befinden. Vielmehr sollen sie auf aktuelle Informationen über Standorte und verant-

wortliche Betreiber zurückgreifen können. Damit wird eine wichtige Lücke zwischen der bestehen-

den Meldung von Erkrankungs- und Laborbefunden und der raschen Identifikation möglicher tech-

nischer Infektionsquellen geschlossen. 

Die Motion schreibt dem Regierungsrat bewusst nicht vor, welches einzelne Instrument zwingend 

einzusetzen ist. Der Regierungsrat soll vielmehr eine verbindliche und praxistaugliche Regelung 

schaffen, mit welcher das vorgegebene Ziel wirksam und verhältnismässig erreicht werden kann. 

Denkbar ist insbesondere eine Meldepflicht, ein kantonales Register, die Einbindung bestehender 

Bewilligungs- und Kontrollverfahren oder eine Kombination dieser Instrumente. Dabei sind die 

bundesrechtlichen Zuständigkeiten zu berücksichtigen. Soweit der Kanton Basel-Landschaft die an-

gestrebte Erfassung und den Zugriff auf die notwendigen Informationen im Rahmen seiner eigenen 

Zuständigkeiten sicherstellen kann, soll dies verbindlich umgesetzt werden. Sollte eine schweizweit 

einheitliche oder ergänzende Regelung auf Bundesebene erforderlich sein, soll sich der Regierungs-

rat entsprechend beim Bund einsetzen. 

 

. 

Der Regierungsrat wird beauftragt:  

 

- Eine Meldepflicht für Nasskühltürme wie auch vergleichbare wasserführende Anlagen 

mit relevanter Aerosolbildung einzuführen. 

- Die für die epidemiologische Abklärung notwendigen Informationen aktuell zu halten 

damit sie den zuständigen Behörden im Ereignisfall rasch zugänglich sind. 

- Dass für die Erfassung, Registrierung und Aktualisierung der Anlagedaten eine ver-

bindliche Regelung geschaffen wird. Die konkrete Ausgestaltung – insbesondere hin-

sichtlich Meldepflicht, Registrierung, Bewilligung, Kontrolle und Aktualisierung der 

Daten – soll durch den Regierungsrat unter Berücksichtigung der bestehenden Zustän-

digkeiten und gesetzlichen Grundlagen festgelegt werden. 
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- Falls eine vollständige und schweizweit koordinierte Regelung einer Anpassung des 

Bundesrechts erforderlich ist, wird der Regierungsrat beauftragt, sich beim Bund für 

die entsprechenden rechtlichen Grundlagen einzusetzen. 
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Erfreulicherweise starteten auch dieses Jahr im August wieder über 3500 Jugendliche im Kanton 
Basel-Landschaft ihre berufliche Laufbahn an einer Bildungsinstitution der Sekundarstufe II. In  
unserem Kanton müssen Lernende all dieser Schulen (Berufsfachschulen, Fachmittelschulen und 
Gymnasien) für ihre Ausbildung ein eigenes leistungsfähiges Laptop mitbringen (Bring Your Own 
Device, BYOD). Je nach Schultyp gilt diese Pflicht spätestens seit dem Schuljahr 2021/2022.  
Für Familien mit knappem Budget stellt die Anschaffung dieses wichtigen Arbeitsgerätes eine  
erhebliche finanzielle Belastung dar und kann den chancengerechten Zugang zu Bildung  
gefährden.  

Besonders problematisch ist der Übergang von der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II:  
Während der Kanton den Schülerinnen und Schülern der Sekundarstufe I ein persönliches iPad 
zur Verfügung stellt, müssen Familien ab der nichtobligatorischen Bildungsstufe Sek II die Kosten 
für das benötigte Arbeitsgerät selbst tragen.  

Eine Mehrheit von rund 60% der Jugendlichen absolvieren eine berufliche Grundbildung. Gemäss 
dem nationalen Bildungsbericht prägt die sozio-ökonomische Herkunft die Ausbildungswahl nach 
wie vor markant: Bei vergleichbaren schulischen Leistungen wählen Jugendliche aus bildungs- 
nahen und finanziell bessergestellten Familien überdurchschnittlich häufig das Gymnasium,  
während Jugendliche aus einkommensschwächeren Verhältnissen häufiger eine berufliche  
Grundbildung antreten. Es ist deshalb davon auszugehen, dass ein überproportionaler Anteil der  
armutsbetroffenen Jugendlichen eine Berufsfachschule besucht. Die Ausbildungsvergütung im  
ersten Lehrjahr ist jedoch oft gering und die Unterstützung durch Lehrbetriebe fällt unterschiedlich 
aus. 

Zwar bestehen verschiedene Unterstützungsangebote durch Schulen, Ausbildungsbeiträge,  
Sozialhilfe und private Organisationen. Diese sind jedoch uneinheitlich, teilweise wenig bekannt 
und häufig mit einer nachträglichen Rückerstattung und langen Bearbeitungszeiten verbunden. Für 
Familien, die die Kosten nicht vorfinanzieren können, und für sogenannte Working-Poor-Haushalte 
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knapp oberhalb der Sozialhilfeschwelle entsteht dadurch eine Finanzierungslücke. Das kantonale 
Armutsmonitoring weist ausserdem eine Nichtbezugsquote von Sozialhilfe von 37,6 Prozent aus. 
Dies zeigt, dass die Inanspruchnahme finanzieller Unterstützung nach wie vor mit Hemmungen 
und Scham verbunden sind. Für Jugendliche, die ihre Ausbildung beginnen und möglichst selbst-
ständig ihren Weg gehen möchten, aber in dieser Phase weiterhin auf die finanzielle Unterstützung 
ihres Elternhauses angewiesen sind, stellt dies eine besonders belastende Situation dar.  
Allen Lernenden sollte der gleiche Zugang zu Unterstützung gewährt werden. 

Ein geeigneter Laptop ist heute eine grundlegende Voraussetzung für die Teilnahme am Unterricht 
in der Sekundarstufe II und damit für einen chancengerechten Zugang zu Bildung. Die Sicher- 
stellung eines solchen Geräts sollte deshalb nicht vom Einkommen der Erziehungsberechtigten, 
der Grosszügigkeit eines Lehrbetriebs oder privaten Hilfsangeboten abhängen, sondern als  
öffentliche Aufgabe verlässlich geregelt werden. 

Wir bitten den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten, wie 

• armutsbetroffenen Jugendlichen in der Sekundarstufe II rasch und unbürokratisch ein ge-
eignetes Gerät zur Verfügung gestellt bzw. dessen Anschaffung vorfinanziert werden kann; 
 

• eine bedarfsgerechte Unterstützung während der gesamten Ausbildung sichergestellt wer-
den kann; 
 

• auch Familien mit knappem Budget oberhalb der Sozialhilfeschwelle (Working Poor) be-
rücksichtigt werden können; 
 

• die bestehenden Unterstützungsangebote besser koordiniert und frühzeitig sowie einheit-
lich kommuniziert werden können; 
 

• analog zur Sekundarstufe I eine leihweise Gerätebereitstellung oder ein Ankauf zu Vor-
zugskonditionen angeboten werden kann. 

 

Liestal, 27. August 2026 
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Aufgrund mehrerer tragischen Todesfälle in Kinderspitälern, sollen Warnsignale von Eltern 
besser beachtet werden. Mit Luzern führt das Kinderspital als erstes Spital der Schweiz 
die «Martha`s Rule» ein. Auch St. Gallen erwägt diesen Schritt. Auf der Notfallstation des 
Kantonsspitals Baden wurde ein Kind nach Hause entlassen, obwohl die Mutter Bedenken 
geäussert hat. Wenige Tage danach verstarb der 14-jährige Junge an einer Sepsis. Der 
Familie blieb die Frage, weshalb die lebensbedrohliche Sepsis nicht erkannt und behan-
delt wurde. Leider ist das kein Einzelfall. Niemand kennt ein Kind so gut, wie die Eltern 
selbst. ihre Intuition sollte vermehrt berücksichtig werden, was die «Martha`s Rule» beab-
sichtigt. Studien beweisen, dass elterliche Intuition oft ein präziser Indikator für eine ernst-
hafte Erkrankung ist. Martha`Rule ist eine Art Notknopf für Angehörige, die gedacht ist für 
Situationen, in denen die Eltern nach ihrer eigenen Beurteilung Alarm schlagen können. In 
drei Schritten können die Eltern zuletzt verlangen, dass eine Zweitmeinung eingeholt wird, 
das heisst, die Eltern können rund um die Uhr telefonisch die Überprüfung des Gesund-
heitszustandes des Kindes durch ein unabhängiges Behandlungsteam verlangen, welches 
innerhalb von 4 Stunden beim Kind ist. 

Der Regierungsrat wird beauftragt zu prüfen und zu berichten, ob die Martha`s Rule 
auch am UKBB und am KSBL eingeführt werden kann.

 

Liestal, 27. August 2026 
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Einleitung 

Die ambulante Physiotherapie ist wichtig für die Gesundheitsversorgung und unterstützt die Strate-
gie «ambulant vor stationär». Sie hilft bei der Rehabilitation nach Krankheiten, Unfällen oder Ope-
rationen, begleitet Menschen mit chronischen Erkrankungen und trägt dazu bei, Folgebehandlun-
gen oder Hospitalisationen zu vermeiden.  Ihre Wirksamkeit und Kosteneffizienz sind durch viele 
Studien1 belegt. Mit 3.7% der OKP-Gesamtkosten (Stand 2025) zählt sie zudem zu den kosten-
günstigen Versorgungsformen unseres Gesundheitswesens und kann höhere Kosten in anderen 
Bereichen vermeiden.  

Die heutige Vergütung physiotherapeutischer Leistungen basiert auf Tarifmodellen aus den 
1990er-Jahren und entspricht nicht mehr den heutigen Anforderungen. Seit der Modellkostenerhe-
bung der 1990er-Jahre sind der Nominallohnindex um 37%, der Mietpreisindex um 45% und die 
Kosten für den durchschnittlichen Praxisbetrieb um 30% gestiegen. Der Taxpunktwert (TPW) 
wurde jedoch nur einmalig im Jahr 2014 um 8,5% erhöht. Die neue Tarifstruktur, die physiothera-
peutische Leistungen zeitgemäss abbildet, liegt nun beim Bundesrat zur Genehmigung. Die tat-
sächliche Vergütung hängt jedoch von den kantonal festgelegten TPW ab. Da Leistungserbringer 
und Versicherer sich nicht auf TPW einigen konnten, läuft seit Ende des letzten Jahres auch im 
Kanton Basel-Landschaft ein Festsetzungsverfahren. Mit der Einführung der neuen Tarifstruktur 
Anfang nächsten Jahres besteht erheblicher Zeitdruck für eine TPW-Anpassung. Diese Aufgabe 
ist aktuell beim zuständigen RR ausstehend und sollte sinnigerweise mit Einführung der neuen Ta-
rifstruktur entschieden werden. 

 

1: Guidelinebasierte Physiotherapie bei nichtübertragbaren Krankheiten (NCD) - BFH - Dr. Nathanael Lutz, Surgical versus Nonsurgical 
Therapy for Lumbar Spinal Stenosis - DOI: 10.1056/NEJMoa0707136, Exercise for osteoarthritis of the knee - 
https://doi.org/10.1002/14651858.CD004376.pub4 
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Eine flächendeckende ambulante Versorgung ist in einem Kanton mit urbanen, periurbanen und 
ländlichen Gebieten wichtig, um Patient:innen nach Spitalaufenthalten wohnortsnah weiterzube-
treuen.  Das Festlegen des TPW ist entscheidend, um die ambulante physiotherapeutische Ver-
sorgung im Kanton Basel-Landschaft langfristig zu sichern. 

Seit Einführung der geltenden Tarifstruktur 1998 musste der Berufsverband der Physiotherapie 
den Tarifvertrag kündigen, um über das Festsetzungsverfahren eine zukunftsfähige Vergütung zu 
erreichen.  Das zeigt, dass die ursprüngliche Absicht, Leistungserbringer und Leistungsträger sol-
len sich einigen können, nicht funktioniert. Eine periodische Überprüfung und Anpassung des TPW 
auf Kantonsebene könnte eine Möglichkeit darstellen, diese belastende Situation zukünftig zu ver-
meiden. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat zu prüfen und zu berichten. 

1. Die in Interpellation 2023/487 erwähnten fehlenden aktuellen Kostendaten umgehend zu erhe-
ben, um im laufenden Festsetzungsverfahren eine zeitgemässe Anpassung des Taxpunktwer-
tes in der Physiotherapie bestimmen zu können. 

2. Auf der Grundlage der geltenden Tarifstruktur von 1998 und dem damals geltenden TPW von 
SFr. 0.95, bitte ich den Regierungsrat aufzuzeigen, wie hoch der TPW aktuell angesetzt sein 
sollte, um eine gleichwertige Vergütung zu erhalten. 

3. Zu prüfen, ob die Möglichkeit für eine periodische Überprüfung und Anpassung des TPW be-
steht, um betroffene Leistungserbringer und Politik zu entlasten und die langfristige Sicherung 
der ambulanten, physiotherapeutischen Grundversorgung zu gewährleisten. 

• Falls möglich: Wie könnte dieses Modell der periodischen Prüfung und Anpassung ausse-
hen? 

• Falls nicht möglich: Was denkt der RR über diesen Vorschlag und was müsste unternom-
men werden, um ein solches Modell einführen zu können. 
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Begründung 

Die ambulante Physiotherapie könnte bereits auf Anfang des kommenden Jahres eine neue 
Tarifstruktur erhalten. Erstmals seit rund 30 Jahren haben die Tarifpartner diesen Frühling eine 
vollständig überarbeitete nationale Tarifstruktur für physiotherapeutische Leistungen im KVG 
Bereich beim Bundesrat eingereicht. Die Umsetzung einer modernen, zeitbasierten Tarifstruk-
tur rückt damit in greifbare Nähe. Damit diese Reform ihre Wirkung entfalten kann, müssen 
die kantonal geregelten Taxpunktwerte rechtzeitig angepasst werden. Die ambulante Physio-
therapie ist ein wesentlicher Bestandteil der Gesundheitsversorgung und unterstützt die Stra-
tegie «ambulant vor stationär». Sie trägt zur Rehabilitation nach Krankheiten, Unfällen oder 
Operationen bei, begleitet Menschen mit chronischen Erkrankungen und hilft, kostspielige 
Folgebehandlungen oder Hospitalisationen zu vermeiden. Die Studie der Berner Fachhoch-
schule1 belegt ihre Wirksamkeit und Kosteneffizienz bei verschiedenen nicht übertragbaren 
Krankheiten. Die Bedeutung der Physiotherapie nimmt aufgrund kürzerer Spitalaufenthalte, 
des steigenden Rehabilitationsbedarfs sowie der Zunahme chronischer Erkrankungen weiter 
zu. Gleichzeitig zählt sie mit 3.7% der OKP-Gesamtkosten zu den kostengünstigen Versor-
gungsformen unseres Gesundheitswesens und kann höhere Kosten in anderen Bereichen ver-
meiden. Die heutige Vergütung physiotherapeutischer Leistungen basiert jedoch weitgehend 
auf Tarifmodellen aus den 1990er-Jahren und bildet die heutigen Anforderungen nicht mehr 
sachgerecht ab. Während seither der Nominallohnindex um 37%, der Mietpreisindex um 45% 
und die Kosten für den durchschnittlichen Praxisbetrieb um 25% gestiegen sind, wurde der 
Taxpunktwert einmalig vor 10 Jahren um 8.5% erhöht. Die neue Tarifstruktur, die physiothera-
peutische Leistungen zeitgemässer und sachgerecht abbildet, wurde in den vergangenen Jah-
ren erarbeitet und liegt nun beim Bundesrat zur Genehmigung. Die tatsächliche Vergütung 
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hängt jedoch von den kantonal festgelegten Taxpunktwerten ab und dafür läuft seit Ende des 
letzten Jahres im Kanton Basel- Landschaft das entsprechende Festsetzungsverfahren. Ange-
sichts der möglichen Einführung der neuen Tarifstruktur bereits auf Anfang des kommenden 
Jahres besteht nun erheblicher Zeitdruck. Gerade in einem Kanton mit bedeutender Spital- 
und Zentrumsfunktion ist eine leistungsfähige ambulante Versorgung zentral, um Patient:in-
nen nach Spitalaufenthalten nahtlos weiterzubetreuen und stationäre Strukturen zu entlas-
ten. Eine sachgerechte Festlegung des Taxpunktwerts ist deshalb entscheidend, um die am-
bulante physiotherapeutische Versorgung im Kanton Basel-Landschaft langfristig sicher zu 
stellen. 

 Ich bitte den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen.  

1. Hält der Regierungsrat die aktuell geltenden Tarife noch für ausreichend, um langfristig ein 
wirtschaftlich tragfähiges Versorgungsangebot für ambulante Physiotherapiepraxen zu ge-
währleisten?  

2. Wie stellt der Kanton sicher, dass die KVG-finanzierte ambulante physiotherapeutische 
Grundversorgung auch künftig qualitativ gut, zeitnah und tragfähig erbracht werden kann?  

3. Kann sich der Regierungsrat vorstellen den Taxpunktwert zu erhöhen und falls ja, welche 
Erhöhung in Prozent hält er für angemessen? 

 4. Welche Massnahmen werden ergriffen, um sicherzustellen, dass der zunehmende wirt-
schaftliche Druck in der Physiotherapie nicht zu einer Reduzierung der Behandlungskapazitä-
ten, Qualitätseinbussen oder einer Verlagerung in teurere Versorgungsbereiche führt? 

 5. Wie wird sichergestellt, dass die Strategie «ambulant vor stationär» nicht an unzureichen-
den Rahmenbedingungen der ambulanten Versorgung scheitert?  

 6. Wie beurteilt der Regierungsrat den Umstand, dass dieselbe physiotherapeutische Leis-
tung im UV/MV/IV-Bereich seit Juli 2025 ca 20 % höher vergütet wird als im KVG-Bereich? 
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Ende Juli 2026 hat das Katzenheim des Tierschutzbundes in Muttenz Alarm geschlagen, 
weil es mit 140 Tieren völlig überlastet war. Teilweise standen nur noch 2 Notfallboxen zur 
Verfügung, weil sie so viele Katzen, wie selten zuvor beherbergen mussten. Sogar eine 
Warteliste musste eingeführt werden. Viele Tierhalter sind sich ihrer Verantwortung nicht 
bewusst, wenn sie sich eine Katze zutun. Für die betroffenen Menschen sind diese Situati-
onen oft belastend, weil sie aus vielerlei Gründen nicht mehr imstande sind, für das Tier 
zu sorgen. Deshalb fordert der Tierschutzbund, dass nebst einer Chip-und Registrierungs-
pflicht, auch eine sinnvoll geregelte Kastrationspflicht einzuführen sei. Ausgenommen da-
von sollen Züchter:innen sein. Es braucht politische Lösungen, um dem Problem zu ent-
gegnen. 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass das Katzenheim Muttenz Ende 
Juli 2026 mit 140 Tieren vollständig überlastet war und zeitweise nur noch zwei 
Notfallboxen zur Verfügung standen? 

2. Liegen dem Regierungsrat Zahlen über die Entwicklung der Anzahl abgegebener, 
ausgesetzter oder herrenloser Katzen im Kanton Basel-Landschaft in den letzten 
zehn Jahren vor? Falls ja, wie haben sich diese entwickelt? 

3. Welche Ursachen sieht der Regierungsrat für die zunehmende Überlastung von 
Tierheimen – insbesondere hinsichtlich unkontrollierter Vermehrung, mangelnder 
Registrierung und unüberlegter Tieranschaffungen? 

4. Welche finanziellen und personellen Folgen entstehen Tierheimen und Gemeinden 
durch die steigende Zahl abgegebener oder herrenloser Katzen, und wer trägt 
diese Kosten heute? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, sich auf kantonaler oder eidgenössischer Ebene für 
eine gesetzlich geregelte Kastrationspflicht für Freigängerkatzen einzusetzen, wo-
bei seriöse Züchterinnen und Züchter ausgenommen werden können? 
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6. Welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen heute bereits, um die unkontrollierte 
Vermehrung von Katzen einzudämmen, und weshalb reichen diese aus Sicht des 
Regierungsrats nicht aus? 

7. Welche konkreten Präventionsmassnahmen plant der Regierungsrat, um Tierhalte-
rinnen und Tierhalter stärker über die langfristige Verantwortung einer Katzenhal-
tung zu informieren? 

8. Gibt es Überlegungen, Tierheime im Kanton bei ausserordentlichen Belastungssitu-
ationen finanziell oder organisatorisch stärker zu unterstützen? 

9. Bis wann will der Regierungsrat dem Landrat konkrete Vorschläge unterbreiten, um 
die Überlastung der Tierheime nachhaltig zu reduzieren und das Tierwohl im Kan-
ton zu verbessern? 

 

Liestal, 27. August 2026 

Unterschrift:    

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). - 

– Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch 

mailto:landeskanzlei@bl.ch


 

 

 

Parlamentarischer Vorstoss wird durch System eingesetzt 

 
Geschäftstyp: Interpellation 

Titel: Soziale Herkunft und Chancengerechtigkeit - Handlungsbedarf zur 
Verringerung von Bildungsungleichheit 

Urheber/in: Bei Fraktions-bzw. Kommissionsvorstoss: Fraktion oder Kommission 

Zuständig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionspräsidium bei 
Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen 

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA ergänzt 

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: –– 

 

 

Soziale Herkunft und Chancengerechtigkeit – Handlungsbedarf zur Verringerung von 
Bildungsungleichheit 

Bereits 2018 hat der Bundesrat dem schweizerischen Wissenschaftsrat den Auftrag erteilt, 
eine politische Analyse zur sozialen Selektivität zu erstellen. Dieser Bericht stellte fest, dass 
Bildungserfolg stark von der sozialen Herkunft geprägt ist. 

Ebenso zeigt der Bildungsbericht 2026 auf, dass Chancengerechtigkeit zwar ein Thema ist, 
diese aber vor allem mit dem sozioökonomischen Blick beurteilt wird. Die Aussagen aus 
dem Bildungsbericht zeigen auch, dass «im Zeitraum von 2012 bis 2022 in Bezug auf den 
ungleichen Zugang keine bemerkenswerte Veränderung erkennbar» sei. Ausgeblendet wird 
bei der Begründung, dass auch die institutionellen Strukturen beim Bildungserfolg von Kin-
dern und Jugendlichen eine Rolle spielen.  

Nun kam im Mai 2026 der Bericht der UNICEF-Report Card 20 heraus. Dieser zeigt, dass 
die soziale Herkunft in der Schweiz weiterhin einen erheblichen Einfluss auf die Chancen 
von Kindern und Jugendlichen hat. Besonders deutlich wird dies beim Bildungserfolg: Wäh-
rend 91 Prozent der Jugendlichen aus privilegierten Haushalten grundlegende Kompeten-
zen erreichen, gelingt dies lediglich 46 Prozent der Jugendlichen aus benachteiligten Fami-
lien. Damit gehört die Schweiz zu den OECD-Ländern mit den grössten Leistungsunter-
schieden nach sozialer Herkunft. 

Die Analyse zeigt zudem, dass soziale Ungleichheiten weit über den schulischen Bereich 
hinausreichen. Jugendliche aus einkommensschwächeren Haushalten berichten seltener 
von hoher Lebenszufriedenheit und verfügen über weniger Möglichkeiten zur 
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gesellschaftlichen Teilhabe. Gleichzeitig sind Kinderarmut und Einkommensungleichheit in 
der Schweiz in den vergangenen Jahren angestiegen. 

Die Ergebnisse der UNICEF-Report Card 20 werfen grundlegende Fragen zur Chancenge-
rechtigkeit in der Schweiz auf. Obwohl Bund, Kantone und Gemeinden bereits über ver-
schiedene Förderinstrumente verfügen, bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede in den 
Bildungs- und Entwicklungschancen von Kindern und Jugendlichen abhängig von ihrer so-
zialen Herkunft. Angesichts der zunehmenden Kinderarmut und Einkommensungleichheit 
ist von Interesse, wie der Regierungsrat die Situation beurteilt, welche Massnahmen er für 
den Kanton Baselland als wirksam erachtet und ob er gemeinsam mit den Gemeinden und 
der EDK und dem Bund weiteren Handlungsbedarf sieht. 

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Ergebnisse der UNICEF-Report Card 20 hinsicht-
lich des Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft, Bildungserfolg, Lebenszufrie-
denheit und gesellschaftlicher Teilhabe von Kindern und Jugendlichen in der 
Schweiz? 

2. Welche Ursachen sieht der Regierungsrat für die im internationalen Vergleich beson-
ders ausgeprägten Bildungsunterschiede zwischen Kindern und Jugendlichen aus 
privilegierten und benachteiligten Haushalten? 

3. Welche Erkenntnisse liegen dem Regierungsrat über die Auswirkungen von Kinder-
armut und zunehmender Einkommensungleichheit auf Bildungschancen, Gesund-
heit, Wohlbefinden und gesellschaftliche Teilhabe von Kindern und Jugendlichen 
vor? 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat die Wirksamkeit bestehender Massnahmen des Kan-
tons zur Förderung der Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen? 

5. In welchen Bereichen erkennt der Regierungsrat Handlungsbedarf zur Verringerung 
sozial bedingter Bildungsungleichheiten?  

6. Welche zusätzlichen Möglichkeiten sieht der Regierungsrat zur Verringerung sozial 
bedingter Bildungsungleichheiten? Ist der Regierungsrat bereit, gemeinsam mit dem 
Bund und der EDK zu prüfen, welche zusätzlichen Massnahmen geeignet wären, die 
Auswirkungen der sozialen Herkunft auf den Bildungserfolg wirksamer zu reduzie-
ren? 

7. Wie kann der Regierungsrat die Umsetzung von Massnahmen auf kommunaler 
Ebene unterstützen und eine flächendeckende Umsetzung für die Primarstufe sicher-
stellen? 

8. Welche Bedeutung misst der Regierungsrat der frühen Förderung, der familiener-
gänzenden Kinderbetreuung, den Tagesschulen sowie gezielten Förderangeboten 
für Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Verhältnissen bei? 

9. Welche Möglichkeiten für eine verstärkte kantonale Koordination oder eine gemein-
same Strategie von Bund, Kantonen und EDK zur Förderung der Chancengerechtig-
keit und zur Bekämpfung sozial bedingter Bildungsungleichheiten sieht der Regie-
rungsrat?  

 

Liestal, 27. August 2026 

Unterschrift:    



 

LRV wird durch System eingesetzt, 27. August 2026  3/3 

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). - 

– Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch 
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Titel: Schliessung der Erdgas- und Biogastankstelle in Bubendorf – Auswir-
kungen auf Versorgungssicherheit und Energiepolitik 

Urheber/in: Thomas. Noack 

Zuständig:       

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA ergänzt 

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: Bitte wählen Sie ein Element aus… 

 

 

Die von der LANDI Reba AG und dem Gasverbund Mittelland AG betriebene Erdgas- und Bio-
gastankstelle in Bubendorf soll per Ende 2026 geschlossen werden. Als Grund für die Schliessung 
werden ungenügende Absatzmengen sowie die rückläufige Nachfrage nach Erdgas und Biogas 
als Treibstoff genannt. Zudem würden in der Schweiz seit einigen Jahren kaum noch neue Perso-
nenwagen mit CNG-Antrieb angeboten. 

Mit der Schliessung entfällt voraussichtlich die einzige öffentlich zugängliche Gastankstelle im obe-
ren Baselbiet. Betroffene Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter müssten künftig auf weiter ent-
fernte Tankstellen, insbesondere in Pratteln, Basel, Arlesheim, Aesch oder Oberwil, ausweichen. 
Dies kann namentlich für Gewerbebetriebe, Transportunternehmen, Landwirtschaftsbetriebe, Ge-
meinden und weitere Institutionen relevant sein, die Erdgas- oder Biogasfahrzeuge einsetzen. 

Die Anlage in Bubendorf weist zudem eine technische Besonderheit auf. Da am Standort kein An-
schluss an ein geeignetes Gasleitungsnetz besteht, wird das Gas in verflüssigter Form als Flüssi-
gerdgas beziehungsweise LNG angeliefert, zwischengelagert, verdampft und anschliessend als 
komprimiertes Gas beziehungsweise CNG an die Fahrzeuge abgegeben. Die Anlage kann des-
halb Erkenntnisse über dezentrale, netzunabhängige Gasversorgungs- und Tankstellenkonzepte 
liefern. 

Biogas und andere erneuerbare gasförmige oder verflüssigte Energieträger könnten auch künftig 
in jenen Bereichen eine Rolle spielen, die sich nur schwer direkt elektrifizieren lassen. Dazu zählen 
möglicherweise Teile des Schwerverkehrs, der Landwirtschaft, der Industrie, der saisonalen Ener-
giespeicherung oder der Versorgungssicherheit. Gleichzeitig stellt sich angesichts der fortschrei-
tenden Elektrifizierung des Strassenverkehrs die Frage, welche Bedeutung der Kanton der beste-
henden CNG-Infrastruktur längerfristig beimisst. 

Vor diesem Hintergrund wird der Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen gebe-
ten: 
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1. Wie viele Fahrzeuge, Fahrzeughalterinnen und Fahrzeughalter beziehungsweise Betriebe sind 
nach Kenntnis des Regierungsrats regelmässig auf die Tankstelle in Bubendorf angewiesen? 

2. Wie hoch waren in den vergangenen fünf Jahren die an der Tankstelle abgesetzten Mengen an 
CNG beziehungsweise LNG, und wie haben sich diese Mengen entwickelt? 

3. Wie hoch war dabei der jeweilige Anteil von erneuerbarem Biogas? Handelte es sich um phy-
sisch beigemischtes Biogas oder um einen bilanziell beziehungsweise über Zertifikate angerech-
neten Biogasanteil? 

4. Wie viele öffentlich zugängliche Erdgas- und Biogastankstellen bestehen gegenwärtig im Kan-
ton Basel-Landschaft, und welche davon sind nach Kenntnis des Regierungsrats mittel- und län-
gerfristig in ihrem Bestand gesichert? 

5. Sieht der Regierungsrat ein öffentliches Interesse oder einen energie-, verkehrs-, wirtschafts- 
oder klimapolitischen Handlungsbedarf, mindestens eine öffentlich zugängliche Erdgas- bezie-
hungsweise Biogastankstelle im Kantonsgebiet aufrechtzuerhalten? 

6. Bestehen aus früheren Bewilligungen, Förderbeiträgen, Verträgen, Konzessionen oder anderen 
staatlichen Unterstützungen Verpflichtungen der Betreiberinnen hinsichtlich der Mindestbetriebs-
dauer, der Rückzahlung von Beiträgen oder der Sicherstellung einer Ersatzlösung? 

7. Welche technischen, betrieblichen, wirtschaftlichen und sicherheitsbezogenen Erkenntnisse 
wurden aus dem Betrieb der netzunabhängigen LNG-/CNG-Anlage in Bubendorf gewonnen? 

8. Welche Bedeutung misst der Regierungsrat künftig Flüssigerdgas, Bio-LNG, Biogas und synthe-
tischem Methan im Rahmen der kantonalen Energie- und Klimastrategie bei? 

9. In welchen Bereichen erachtet der Regierungsrat den Einsatz von erneuerbaren gasförmigen 
oder verflüssigten Energieträgern gegenüber der direkten Elektrifizierung als sinnvoll oder notwen-
dig? 

 

Liestal, 27. August 2026 

Unterschrift:    

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). - 

– Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch 
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Titel: Weshalb erhält die Region Basel keine zusätzlichen S-Bahn-Haltestellen? 

Urheber/in: Jan Kirchmayr, SP-Fraktion 

Zuständig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionspräsidium bei 
Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen 

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA ergänzt 

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: Wählen Sie ein Element aus. 

 

 

Mit der Eröffnung der Vernehmlassung zum Programm Verkehr ’45 durch den Bundesrat wird deut-
lich, dass die Region Basel vorerst keine zusätzlichen S-Bahn-Haltestellen erhalten soll. So werden 
unter den «gestrichenen Projekten Bahninfrastruktur» in der Planungsregion Nordwestschweiz die 
Haltestellen Basel Neuallschwil, Dornach-Apfelsee und Basel Solitude aufgeführt. Auch von der 
seit Jahren diskutierten S-Bahn-Haltestelle Basel Wolf ist seit längerer Zeit nicht mehr die Rede. 
Auf der Suche nach den Gründen für die Streichung der drei Haltestellen stösst man einerseits auf 
finanzpolitische Argumente und andererseits auf die Haltung des Bundes, an stark befahrenen, 
zweispurigen Bahnstrecken – wie jener, an der die Haltestelle Basel Neuallschwil vorgesehen wäre 
– keine zusätzlichen S-Bahn-Haltestellen schaffen zu wollen. Diese Begründung erscheint jedoch 
wenig überzeugend, da die drei gestrichenen Haltestellen ein erhebliches Nachfragepotenzial auf-
weisen würden: 

• Basel Neuallschwil: Die Haltestelle würde die grösste Baselbieter Gemeinde erstmals direkt 
an das S-Bahn-Netz anbinden. Gleichzeitig sind im Umfeld der geplanten Haltestelle beim 
Morgartenring städtebauliche Aufwertungsmassnahmen vorgesehen. Insbesondere der 
Kanton Basel-Stadt hat bereits einige finanzielle und planerische Vorarbeiten geleistet. 

• Basel Solitude: Die Haltestelle würde die Roche als eine der wichtigsten Arbeitgeberinnen 
der Region an das S-Bahn-Netz anbinden. Gleichzeitig würde auch das Wettsteinquartier 
deutlich besser erschlossen. 

• Dornach-Apfelsee: Die Haltestelle würde ein Entwicklungsgebiet erschliessen, das Platz für 
bis zu 2'000 Einwohnerinnen und Einwohner bieten soll. 
 

Vor diesem Hintergrund ist schwer nachvollziehbar, weshalb diese Projekte im Programm Verkehr 
’45 nicht weiterverfolgt werden sollen. Die drei Haltestellen würden nicht nur die Erreichbarkeit ver-
bessern, sondern auch die Siedlungsentwicklung nach innen unterstützen und einen Beitrag zur 
Verlagerung auf den öffentlichen Verkehr leisten. 
 
Eine Möglichkeit wäre, dass der Kanton die Finanzierung der zusätzlichen S-Bahn-Haltestellen über-
nimmt. Dabei könnte sich der Bund über die Agglomerationsprogramme finanziell beteiligen. Aktuell 

https://www.admin.ch/de/newnsb/LbhRNhF41N6_91FaLO1V_


 

LRV wird durch System eingesetzt, 27. August 2026  2/2 

stellt sich jedoch die Frage, ob eine kantonale Finanzierung von Bahninfrastruktur gesetzlich über-
haupt möglich ist. 
 

Ich bitte den Regierungsrat deshalb um die Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Streichung der S-Bahn-Haltestellen Basel Neuallschwil, 

Basel Solitude und Dornach-Apfelsee aus dem Programm Verkehr ’45? Teilt er die Einschät-
zung, dass die Region Basel beim Ausbau der S-Bahn-Infrastruktur gegenüber anderen Re-
gionen zu kurz kommt? 

2. Welche Gründe für die Streichung dieser Haltestellen gibt der Bund gegenünber dem Regie-
rungsrat an? 

3. Nach welchen Kriterien wurden die drei Haltestellen beurteilt? Wie schneiden sie im Ver-
gleich zu Haltestellen ab, die im Programm Verkehr ’45 berücksichtigt wurden (beispiels-
weise Haltestelle Wil West)? 

4. Welche Auswirkungen hätte der Verzicht auf die drei Haltestellen auf die Erschliessung von 
Entwicklungsgebieten, auf die Erreichbarkeit wichtiger Arbeitsplatzgebiete, auf den Mo-
dalsplit sowie auf die Verlagerung auf den öffentlichen Verkehr? 

5. Wird sich der Regierungsrat im Rahmen der Vernehmlassung zum Programm Verkehr ’45 
ausdrücklich für die Aufnahme der Haltestellen Basel Neuallschwil, Basel Solitude und Dor-
nach-Apfelsee einsetzen? Falls nein, weshalb nicht? 

6. Welche weiteren gemeinsamen Schritte unternehmen die Regierungen der Kantone Basel-
Stadt, Basel-Landschaft (und Solothurn), um sich beim Bund für diese Projekte einzusetzen? 

7. Wäre der Regierungsrat bereit, gemeinsam mit den betroffenen Nachbarkantonen die ange-
sprochenen S-Bahn-Haltestellen selbst zu finanzieren? 

8. Wie ist der aktuelle Planungsstand der S-Bahn-Haltestelle Basel Wolf? Welcher Realisie-
rungshorizont zeichnet sich aus heutiger Sicht ab? 

 

Im Grossen Rat des Kantons Basel-Stadt wird ein gleichlautender Vorstoss eingereicht.

 

Liestal, 27. August 2026 

Unterschrift:    

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). - 

– Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch 
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Titel: Änderung des Ergänzungsleistungsgesetzes: Betreuungsfinanzie-
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Urheber/in: Pascale Meschberger, SP-Fraktion 

Zuständig:       

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA ergänzt 

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: –– 

 

 

Ambulant vor stationär gilt nicht nur im Gesundheitswesen, sondern und vor allem im Bereich Alter. 

Verschiedene Ansprüche finden sich in dieser Aussage wieder, u.a.: 

a) Gemäss diverser Befragungen wünscht sich ein Grossteil der älteren Menschen, solange wie möglich 

selbständig zu bleiben und in den eigenen 4 Wänden wohnen zu können. 

b) Aufgrund der veränderten Demographie werden stationäre Angebote knapp. 

c) Ambulante und intermediäre Betreuung ist in der Regel kostengünstiger als es stationäre Angebote 

sind, wodurch nicht zuletzt die Gemeindefinanzen geschont werden. 

 

Im Juni 2025 hat das eidgenössische Parlament die Anpassung des Ergänzungsleistungsgesetzes beschlossen. 

Neu ist die Finanzierung der Betreuung zu Hause und in intermediären Angeboten geregelt. Neue 

Pauschalen im Rahmen der Krankheits- und Behinderungskosten sind beschlossen worden. 

Um die Selbständigkeit zu erhalten, sind Unterstützungsleistungen gefragt, welche nicht primär in den 

Bereich der Pflege fallen.  

Davon profitieren sowohl AHV- als auch IV-Rentnerinnen und - Rentner. 

Notwendig kann Hilfe in der Haushaltsführung sein, Erhalten und Befähigen der Selbständigkeit im Alltag, 

Unterstützung für den Erhalt der Mobilität, der sozialen Kontakte und Beziehungsnetzwerke. Damit einher 

geht die Prävention von Einsamkeit und Kompetenzabbau.  

Mit psychosozialen Betreuungsleistungen kann eben diese Unterstützung erbracht werden. 

Bis zum 1. Januar 2028 müssen die Kantone die vom Bund beschlossene Pauschale für EL-Beziehende mit 

Betreuungsbedarf umsetzen. Im Grundsatz ist damit zu rechnen, dass der Kanton im Verlauf des Jahres 2026 

entscheiden muss, wie er die Umsetzung vornehmen möchte. 

Ein Diskussionspapier für den AHV-Bereich hat die Paul Schiller Stiftung publiziert: 

https://www.gutaltern.ch/site/assets/files/4650/pss_elg_diskussionsbeitrag_260227.pdf 
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Der Regierungsrat wird um Beantwortung folgender Fragen gebeten:  

 

1. Wo steht der Kanton Baselland aktuell bei der Umsetzung der Änderung des Ergänzungsleistungsgesetzes 

(ELG) zur Finanzierung von Betreuung zu Hause und bis wann gedenkt der Regierungsrat eine kantonale 

Regelung vorzulegen?  

2. Über welchen rechtlichen Weg (Verordnungsänderung oder Gesetzesanpassung) will der Regierungsrat 

die ELG-Änderung im Kanton Baselland umsetzen? 

3. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass die Umsetzung der ELG-Änderung mit dem 

Behindertenrechtegesetz BL abgestimmt erfolgt und keine neuen Abgrenzungs- oder 

Finanzierungsprobleme entstehen?  

4. Welche konkreten Ziele und Massnahmen verfolgt der Regierungsrat, damit die neuen Möglichkeiten der 

EL tatsächlich dazu beitragen, verfrühte Heimeintritte zu verhindern oder hinauszuzögern und die 

Selbstbestimmung der Betroffenen zu stärken?  

5. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass anspruchsberechtigte Personen im ganzen Kanton effektiv und 

gleichwertigen Zugang zu den neuen Leistungen erhalten, dass Bedarfsabklärungen fachlich fundiert 

erfolgen und dass Fachorganisationen aus den Bereichen Alter, Behinderung und Betreuung zu Hause und 

insbesondere die Baselbieter Gemeinden in die Ausarbeitung der kantonalen Umsetzung einbezogen 

werden? 

6. Wie werden die Versorgungsregionen und insbesondere die operativen Ansprechpersonen bei den Infor-

mations- und Beratungsstellen in die Ausarbeitung und spätere Umsetzung einbezogen? 

7. Welche Stelle soll den individuellen Betreuungsbedarf fachlich abklären und über den Anspruch entschei-

den? 

8. Wie wird sichergestellt, dass das Antragsverfahren und die Prüfung des Unterstützungsbedarfs nieder-

schwellig, transparent und bedarfsgerecht ausgestaltet werden, damit anspruchsberechtigte Personen die 

vorgesehenen Leistungen tatsächlich in Anspruch nehmen können? 

 

 

1.1. Quellen 
[1] Paul Schiller Stiftung, «Eckwerte für eine wirkungsvolle Umsetzung», März 2026 
[2] Paul Schiller Stiftung, Material für kantonale Diskussionen, 24.3.2026 
[3] Stadt Zürich, Merkblatt «Betreuungsleistungen und Hilfsmittel», 12/2024 
[4] Kanton Zürich/BFH, Praxisleitfaden ELSA 
[5] Paul Schiller Stiftung, LiveTalk-Präsentation ELG, März 2026 
[6] Grosser Rat Kanton Bern, dringliche Interpellation 084-2026, 16.3.2026 
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Unterschrift:    

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
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https://www.gutaltern.ch/site/assets/files/4712/pss_elg_umsetzungshilfe_de_260330.pdf
https://www.gutaltern.ch/aktuelles/umsetzung-el-betreuungspauschale-material-fur-akteure-die-diskussion-in-kantonen-starken-wollen/
https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/web/de/lebenslagen/unterstuetzung-und-beratung/dokumente/zusatzleistungen/broschuere-betreuungsleistungen-und-hilfsmittel.pdf
https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/soziales/erg%25C3%25A4nzungsleistungen/praxisleitfaden_elsa_berner_fachhoschschule.pdf
https://www.gutaltern.ch/site/assets/files/4658/pss_livetalk_elg_praesentation_maerz26.pdf
https://www.rrgr-service.apps.be.ch/api/gr/documents/document/78d5b9f629344b7d95ba69216c83e69a-332/5/Vorstoss-de.pdf
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Geschäftstyp: Interpellation 

Titel: Notschlafstellen 

Urheber/in: Rolf Stöcklin 

Zuständig: Sprecher/in bei Fraktionsvorstoss, Kommissionspräsidium bei 
Kommissionsvorstoss, sonst leer lassen 

Mitunterzeichnet von: Wird durch LKA ergänzt 

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: –– 

 

 

In dieser Jahreszeit ist es vielleicht schwierig sich in die Situation von Obdachlosen zu versetzen. 
Wir müssen jedoch handeln bevor die kalte Jahreszeit kommt. 
In Laufen besteht seit 5 Jahren die einzige Notschlafstelle im Kanton. Über mangelnde Nachfrage 
kann sie nicht klagen. Sie wird durch einen privaten Verein geführt. Jedes Jahr muss Geld gesucht 
werden, damit die Einrichtung überleben kann.  

In den letzten Jahren wurden mehrere Postulate eingereicht, die jetzt in der Sammelvorlage 
2024/763 zusammengefasst sind. 

Der Landrat hat wiederholt daran festgehalten, dass die in der Sammelvorlage zusammengefass-
ten Vorstösse nicht abgeschrieben werden dürfen.  

Es stellen sich folgende Fragen: 

1. Bis wann wird der Regierungsrat dem eine abstimmungsreife Vorlage unterbreiten? 

2. Welche gesetzlichen Anpassungen müssten vorgenommen werden, damit sich der Kanton 

an vorhandenen und zukünftigen Notschlafstellen beteiligen kann? 

3. Unter welchen Voraussetzungen ist es möglich das Laufehuus zeitnah finanziell zu unter-

stützen, ohne dass der Beschluss über den AFP abgewartet werden muss? 

4. Wieviele Notschlafstellen müssen kantonsweit errichtet werden, damit für Notdürftige im 

ganzen Kanton in zumutbarer Distanz eine Unterkunft zur Verfügung steht? 

5. Müssen für Jugendliche und/oder Frauen extra Plätze eingerichtet werden? 

6. Ist der Regierungsrat bereit, falls es eine gesetzliche Grundlage braucht, eine Überbrü-

ckungsfinanzierung zu tätigen. 
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Geschäftstyp: Interpellation 

Titel: Sicherstellung der frühen Unterstützung vulnerabler Familien im Kan-
ton Basel-Landschaft durch Hebammen, Familystart und das Pro-
gramm SORGSAM – Support am Lebensstart 

 

Urheber/in: Lucia Mikeler Knaack 

Zuständig:  

Mitunterzeichnet von: wird durch LKA ergänzt  

Mitunterzeichner/innen unterschreiben wie bisher auf dem Original bzw. auf 
der dem Originalvorstoss angehängten Liste.  

Eingereicht am: 27. August 2026  

Dringlichkeit: Wählen Sie ein Element aus. 

 
((Abschnittswechsel nicht löschen)) 

 

Begründung  

Der Verein Familystart beider Basel stellt seit 2012 im Auftrag der Geburtskliniken (Universitäts-
spital Basel, Frauenklinik, BethesdaSpital) die nachgeburtliche Hebammenbetreuung für Familien 
in der Region sicher. Dazu gehören auch Familien aus dem Kanton Basel-Landschaft. FamilyStart 
sorgt dafür, dass Frauen und Familien nach der Geburt Zugang zu einer Hebamme erhalten und 
nach dem Spitalaustritt nicht ohne fachliche Begleitung bleiben. Das Kantonsspital Liestal beteiligt 
sich jedoch bis jetzt nicht an den Kosten und einer finanziellen Unterstützung, obwohl mehr als ein 
Drittel der Frauen aus unserem Kanton kommen. Auch der Kanton Basellandschaft tut das nicht. 

Mit dem Programm SORGSAM – Support am Lebensstart ergänzt Familystart diese Grundver-
sorgung durch ein spezialisiertes Unterstützungsangebot für Familien in vulnerablen und komple-
xen Lebenssituationen. Familystart und SORGSAM gehören damit fachlich und strukturell zusam-
men: Familystart ermöglicht den niederschwelligen Zugang zur Hebammenbetreuung, während 
SORGSAM dort ansetzt, wo die reguläre Wochenbettbetreuung aufgrund besonderer Belastungen 
nicht ausreicht. 

Dazu gehören insbesondere Familien mit fehlendem Unterstützungsnetz, finanziellen Belastungen, 
psychischen Erkrankungen, Suchtproblematiken, innerfamiliärer Gewalt, Überforderung, sozialer 
Isolation, sprachlichen Barrieren oder drohender Kindswohlgefährdung. 
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Hebammen nehmen in dieser Phase eine zentrale Rolle ein. Sie arbeiten in eigener fachlicher Ver-
antwortung und sind häufig die ersten Fachpersonen, die eine Familie nach dem zunehmend kur-
zen Spitalaufenthalt im häuslichen Umfeld sehen. Sie erkennen Belastungen frühzeitig, können 
Krisen entschärfen, Eltern stärken und Familien gezielt mit bestehenden Angeboten der Frühen 
Hilfen, der Gesundheitsförderung, der Sozialberatung, des Kindesschutzes oder weiterer Fachstel-
len vernetzen. Gerade bei vulnerablen Familien ist diese frühe, niederschwellige und vertrauens-
basierte Unterstützung entscheidend. Ohne Begleitung durch Hebammen bleiben Belastungen oft 
länger unerkannt. Dies kann zu einer Verschärfung der Situation führen und später deutlich res-
sourcen- und kostenintensivere Interventionen notwendig machen – etwa im Bereich Notfallversor-
gung, Kindesschutz, Sozialhilfe oder stationäre Gesundheitsversorgung 

SORGSAM unterstützt Hebammen und Familien genau in diesen komplexen Situationen. Es ist 
damit kein Parallelangebot zu bestehenden kantonalen Strukturen, sondern eine Brückenfunktion 
zwischen Hebammenbetreuung, Frühen Hilfen, Gesundheitsversorgung, Sozialbereich und Kin-
desschutz etc. Das Bundesamt für Gesundheit weist darauf hin, dass die frühe Kindheit die Ge-
sundheit eines Menschen lebenslang beeinflusst. Familienzentrierte Vernetzung wird vom BAG als 
Ansatz beschrieben, der Familien frühzeitig Orientierung und bedarfsgerechte Unterstützung bie-
tet, insbesondere Familien in belastenden Lebenssituationen. Auch der Massnahmenplan zur 
NCD-Strategie 2025 - 2028 hält fest, dass Kantone bei der Umsetzung familienzentrierter Vernet-
zung unterstützt werden sollen, um besonders benachteiligte Familien zu erreichen. Diese Zielset-
zung entspricht auch grundlegenden verfassungs- und menschenrechtlichen Verpflichtungen: Kin-
der und Jugendliche haben Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förde-
rung ihrer Entwicklung. Menschen in Notlagen haben Anspruch auf Hilfe und Betreuung, soweit 
dies für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich ist. Familien verdienen Schutz und Unterstüt-
zung, insbesondere dann, wenn ein gesundes Aufwachsen von Kindern gefährdet sein könnte. 

 

Vor diesem Hintergrund stellen sich grundsätzliche Fragen zur Verantwortung des Kantons Basel-
Landschaft in der frühen Unterstützung vulnerabler Familien, zur Finanzierung präventiver Leistun-
gen, zur interprofessionellen Zusammenarbeit und zur längerfristigen Kosten- und Ressourcenwir-
kung 

Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Rolle von Familystart als Vermittlungs- und Versor-

gungsstruktur für die nachgeburtliche Hebammenbetreuung von Familien aus dem Kanton 

Basel-Landschaft? 

2. Wie begründet der Regierungsrat, dass eine anerkanntermassen wirksame und notwen-

dige präventive Leistung zwar fachlich gewürdigt, jedoch nicht finanziell abgesichert wird? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass Basel-Stadt das Programm SORGSAM 

seit mehreren Jahren finanziell unterstützt, während Familien aus dem Kanton Basel-Land-

schaft ebenfalls Leistungen beziehen und der Bedarf gemäss Antrag zunimmt? 

4. Wie stellt der Kanton Basel-Landschaft sicher, dass vulnerable Familien mit Neugeborenen 

frühzeitig, niederschwellig und koordiniert erreicht werden, wenn kein strukturell finanzier-

tes Angebot wie SORGSAM zur Verfügung steht? 

5. Wie beurteilt der Regierungsrat die Aufgabe von SORGSAM als spezialisiertes Unterstüt-

zungsprogramm innerhalb von Familystart für vulnerable Familien und komplexe Betreu-

ungssituationen rund um Geburt und Wochenbett? 
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6. Teilt der Regierungsrat die Einschätzung, dass Hebammen aufgrund ihres Zugangs zum 

häuslichen Umfeld eine besondere Schlüsselrolle in der Früherkennung von Belastungen, 

Vernachlässigung, Gewalt und Kindswohlrisiken einnehmen? 

7. Wie beurteilt der Regierungsrat die Aussage, dass fehlende frühe Unterstützung zu späte-

ren, deutlich kostenintensiveren Massnahmen im Gesundheitswesen, in der Sozialhilfe, im 

Kindesschutz oder im stationären Bereich führen kann? 

 

 

 

 

Liestal, 27. August 2026 

Unterschrift: ……………………………….. 

 

Einreichen der persönlichen Vorstösse: 

– Ein Vorstoss gilt als eingereicht, wenn er datiert und handschriftlich unterzeichnet in Papierform 
abgegeben wird (bis 15 Min. nach dem Beginn der Landratssitzung). 

– Bitte schicken Sie den Vorstoss zudem als Word-Datei per E-Mail an landeskanzlei@bl.ch 
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Fragestunde 27.08.2026 

Nasskühltürme und Legionellenprävention 

Der schwere Legionellen-Ausbruch im Kanton Basel-Stadt hat aufgezeigt, wie entscheidend 

eine rasche Identifikation potenzieller Emissionsquellen – insbesondere von Nasskühltürmen 

– für den Schutz der öffentlichen Gesundheit ist. Vor diesem Hintergrund bitte ich den 

Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Verfügt der Regierungsrat über eine Übersicht der im Kanton Basel-Landschaft 

betriebenen Nasskühltürme, und falls ja, wie aktuell und vollständig ist diese? 

2. Welche gesetzlichen Grundlagen bestehen im Kanton Basel-Landschaft bezüglich der 

Melde-, Kontroll- und Wartungspflicht von Nasskühltürmen, und erachtet der 

Regierungsrat diese angesichts des jüngsten Legionellen-Ausbruchs im 

Nachbarkanton als ausreichend? 

3. Ist der Regierungsrat bereit zu prüfen, ob für Nasskühltürme im Kanton Basel-

Landschaft eine ausdrückliche Meldepflicht beziehungsweise ein kantonales Register 

eingeführt werden soll, um im Ereignisfall eine rasche Identifikation potenzieller 

Infektionsquellen zu ermöglichen? 

Lucia Mikeler Knaack, SP-Fraktion 

24.08.2026 

 



Frühlandungen von Frachtflugzeugen am EuroAirport 

Seit dem 01.02.2022 steht unter anderem im neuen Betriebserlass des EuroAirports 
folgendes geschrieben: «Verbot von Starts und Landungen besonders lauter 
Flugzeuge (Kapitel 3 mit einer Lärmmarge von weniger als 13 EPNdB (Effective 
Perceived Noise Decibel)) in den Nachtstunden zwischen 22 Uhr und Mitternacht 
sowie zwischen 5 und 6 Uhr». 
Leider wurde diese Regelung am 27.07.2026 durch drei grosse, lärmemissionsreiche 

Frachtflugzeuge ab 05.00 Uhr missachtet. Dies zum Unmut von vielen 

Allschwiler:innen, die in ihrer Nachtruhe gestört wurden. Besonders in den 

Sommermonaten ist die Allschwiler Bevölkerung durch den Flugverkehr ohnehin 

enorm belastet.   

 

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Tatsache, dass am 27. Juli 2026 bereits ab 
05.00 Uhr drei besonders laute Frachtflugzeuge vom EuroAirport starteten, 
obwohl für den EAP ein Nachtflugverbot bis 06.00 Uhr gilt? 

2. Wie oft wurde das Nachtflugverbot am EuroAirport in den letzten drei 3 
Monaten durch Frachtflüge verletzt, und welche Sanktionen oder 
Konsequenzen wurden in diesen Fällen tatsächlich verhängt? 



3. Welche konkreten Schritte unternimmt der Regierungsrat gegenüber den 
zuständigen französischen Behörden und den Betreibern des EuroAirports, 
damit das Nachtflugverbot künftig konsequent eingehalten wird und die 
Bevölkerung in Allschwil wirksam vor nächtlichem Fluglärm geschützt wird? 

Allschwil, 27.08.2026  

Juliana Weber Killer, SP-Fraktion 
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